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mit Gregor Rutz sprach Dennis Bühler

D er Vater, der Grossvater
und der Urgrossvater:
Alle waren sie Schreiner.
Gregor Rutz,früherer SVP-
Generalsekretär und seit 

drei Jahren Zürcher Nationalrat, wählte
einen anderen Weg: Er studierte Jura
an der Uni Zürich. In der Partei längst 
zur festen Grösse aufgestiegen, vertei-
digt der 43-Jährige die Durchsetzungs-
initiative so überzeugt wie kaum ein 
anderer. «Nur wenn wir unsere Rechts-
ordnung konsequent durchsetzen und 
anwenden, vermögen wir unseren
Werten Gehör zu verschaffen», sagt er.

Herr Rutz, seit zehn Tagen wirkt 
unser Nachbar Deutschland wie ge-
lähmt: Die Übergriffe der Silvester-
nacht – wohl mehrheitlich durch 
Asylbewerber – dominieren die
Schlagzeilen. Fühlen Sie sich in Ihrer
Durchsetzungsinitiative bestärkt?
GREGOR RUTZ: Die Vorfälle in Köln 
und anderen Städten zeigen, dass
unsere Initiative dringend nötig ist.
Der Anteil ausländischer Straftäter ist 
bei Vergewaltigungen, Raubüberfällen,
Körperverletzungen und weiteren

schweren Delikten überdurchschnitt-
lich hoch. Die Gründe hierfür liegen oft
in der Mentalität und Kultur der Täter.
Deshalb müssen wir allen Ausländern 
klipp und klar vermitteln: Bei uns gel-
ten gewisse Regeln, und diese gilt es 
strikte einzuhalten.

«Köln ist erst der Anfang», titelte 
der «Sonntags-Blick». Glauben Sie 
das auch?
Wenn ein Staatswesen nicht mehr
fähig ist, mit der Polizei die Sicherheit 
von Grossveranstaltungen zu gewähr-
leisten, hat es ein Problem. Wenn Kri-
minelle ungestört ihr Unwesen treiben 
können, besteht dringender Hand-
lungsbedarf. Auch bei uns stehen
mehrere Veranstaltungen mit grossen 
Menschenmassen bevor: zuerst die
Fasnacht, dann das Sechseläuten, im 
Sommer die Street Parade.

Der republikanische Präsident-
schaftskandidat Donald Trump
möchte keine Muslime mehr in die 
USA einreisen lassen. Kommt die
SVP bald auch mit einem solch
xenophoben Vorschlag?
Nein, sicher nicht. Trumps Idee ist
ziemlich eindimensional. Meines Er-
achtens wäre aber auch in der Schweiz 
eine Wertedebatte überfällig: Wir müs-
sen nicht nur unsere Rechtsordnung 
viel konsequenter durchsetzen, son-
dern auch unsere kulturellen und
religiösen Werte mit mehr Entschlos-
senheit verteidigen. Denn trotz Mei-
nungs- und Glaubensfreiheit gibt es in 
der Schweiz so etwas wie einen Ordre 
public, an den sich alle zu halten ha-
ben. Ohne Ausnahme.

Sie sehen die Durchsetzungsinitia-
tive also im Kanon mit anderen
Volksbegehren wie der 2009 ange-
nommenen Minarettinitiative oder
der Initiative für ein Burkaverbot,
für die gegenwärtig Unterschriften 
gesammelt werden?
Teilweise. Zwar geht es bei der Durch-
setzungsinitiative in erster Linie um 
die Bekämpfung von Kriminalität und 
die Gewährleistung der öffentlichen
Sicherheit. Doch in einem Punkt hän-
gen die drei Initiativen zusammen:
Nur wenn wir unsere Rechtsordnung 
konsequent durchsetzen und anwen-
den, vermögen wir unseren Werten Ge-
hör zu verschaffen.

Um kriminelle Ausländer des Lan-
des zu verweisen, braucht es aller-
dings keine Durchsetzungsinitiative.
Das Gesetz, welches das Parlament 
aufgrund der Ausschaffungsinitia-
tive ausgearbeitet hat, genügt.
Rein juristisch betrachtet bräuchte es 
kein neues Gesetz – aber dies blendet 
die Praxis aus. Wenn sie wollten, könn-
ten die Richter ausländische Straftäter 
schon nach heutigem Gesetz des Lan-
des verweisen – auch ohne Ausschaf-

fungs- und Durchsetzungsinitiative.
Nur: Die Gerichte wollen dies offenbar 
nicht. Darum sind die Initiativen nötig.

Die Durchsetzungsinitiative ver-
stösst gegen das in der Verfassung 
verankerte Rechtsprinzip, wonach 
staatliches Handeln verhältnismäs-
sig sein muss. Sie wollen, dass die 
Richter Fälle nicht mehr einzeln
betrachten. Misstrauen Sie ihnen?
Die Initiative verstösst nicht gegen das 
Verhältnismässigkeitsprinzip. Tatsäch-
lich aber sind wir mit der laschen Aus-
schaffungspraxis nicht zufrieden. Die 
Härtefallklausel, mit welcher das Parla-
ment die Ausschaffungsinitiative ver-
wässert hat, überlässt den Gerichten 
wiederum einen enormen Handlungs-
spielraum. Dies war genau nicht der 
Sinn der Ausschaffungsinitiative: Bei 
gewissen, besonders schwerwiegenden 
Delikten muss eine Landesverweisung 
zwingende Folge der Verurteilung sein.

Bei der Durchsetzungsinitiative be-
treibt die SVP Etikettenschwindel.
Es handelt sich vielmehr um eine 
Verschärfungsinitiative.
Die Durchsetzungs- konkretisiert die
Ausschaffungsinitiative. Und sie ist –
auch wenn anderes behauptet wird – 
sehr differenziert: Sie unterscheidet
zwischen sehr schweren Delikten, wel-
che nach verbüsster Haftstrafe auto-
matisch zur Ausschaffung führen, und 
schweren Delikten, die nur zur Landes-
verweisung führen, falls die betreffen-
de Person in den letzten zehn Jahren 
schon einmal zu einer Geld- oder Frei-
heitsstrafe verurteilt worden ist.

Das Volk baut seine Herrschaft
immer weiter aus. Insbesondere
auf Kosten der Rechtsprechung.
Falsch. Es ist vielmehr so, dass sich die 
Richter in den letzten Jahren immer 
stärker in politische Bereiche einge-
mischt haben. Auch die immer grössere

Fülle an Gesetzen und internationalen 
Abkommen spielt den Richtern, die
ihre Macht ausbauen wollen, in die
Hände. Es ist nichts als logisch, wenn 
die Bevölkerung den Rahmen für die 
Judikative jetzt enger setzen möchte.
Wenn die Richter völlig unabhängig
von Gesetzen jeden Einzelfall frei nach 
eigenem Ermessen und Gutdünken be-
urteilen würden, gäbe es keine Rechts-
sicherheit mehr.

Die Auswirkungen der Initiative
sind schwer zu prognostizieren,bei 
den Bundesämtern herrscht ein re-
gelrechter Zahlensalat. Erwarten
Sie, dass bei einer Annahme der
Initiative markant mehr kriminelle
Ausländer ausgeschafft werden?
Ja, eindeutig. Wenn bei gewissen
schweren Delikten eine Landesverwei-
sung zwingend erfolgen müsste und 
die Gerichte keine Ausnahmen mehr 
machen dürften, würde dies zu klar 
mehr Ausweisungen führen. Wir rech-
nen mit rund 10000 betroffenen Straf-
tätern pro Jahr.

Allerdings dürfen kriminelle Aus-
länder gar nicht ausgeschafft wer-
den, wenn zwingende völkerrecht-
liche oder praktische Gründe dies 
verhindern. Diese Personen werden
zu Sans-Papiers, verlieren ihre
Arbeitsbewilligung und erhalten
nur noch Nothilfe. Mit der Durch-
setzungsinitiative verstärkt sich
dieses Problem.
Mit den meisten Staaten funktionieren 
Ausschaffungen problemlos. Tatsäch-
lich aber gibt es auch Länder, die ihre 
Kriminellen schlicht nicht zurückneh-
men wollen. Hier müssen wir Lösun-
gen finden. Sicher muss hier auch bei 
der Entwicklungshilfe angesetzt wer-
den. Diese Staaten dürfen von uns kei-
nerlei Gelder erhalten, wenn sie nicht 
kooperativ sind.

Sie wollen diese Staaten erpressen?
Man muss das Gespräch mit ihnen
suchen. Und deutlich machen: Wenn 
ihr euch nicht kooperativ verhält, tun 
wir es auch nicht.

In den letzten Wochen haben sich 
prominente SVP-ler gegen die eige-
ne Partei gestellt: Nationalrat Hans-
Ueli Vogt etwa will die Initiative so 
auslegen, dass kriminelle Auslän-
der, die in der Schweiz geboren und 
aufgewachsen sind, nicht ausge-
schafft werden. Und die Regie-
rungsräte Christoph Neuhaus und 
Ernst Landolt werben gar offensiv 
für ein Nein. Die Durchsetzungsini-
tiative ist selbst eingefleischten
SVP-lern zu hardlinerisch.
Die genannten Parteikollegen haben
offenbar den Initiativtext nicht richtig 
gelesen. Ein Antrag, der Secondos aus-
genommen hätte, ist im vergangenen 
Jahr im Parlament gescheitert. Die Ini-
tiative kann gar nicht wie von Hans-
Ueli Vogt erwähnt ausgelegt werden.

So oder so schädigt es die Glaub-
würdigkeit der Initiative, wenn
prominente Köpfe aus der eigenen 
Partei – darunter mit Vogt ein
Rechtsprofessor – ausscheren.
Es ist doch niemand ausgeschert. Alle 
eidgenössischen Parlamentarier inklu-
sive Vogt unterstützen die Durchset-
zungsinitiative. Einzig die beiden er-
wähnten Regierungsräte, die offen-
sichtlich etwas missverstanden haben,
wollen Nein stimmen. Das nehme ich 
zur Kenntnis.

Überzeugen Sie Ihre beiden Regie-
rungsräte in zwei Sätzen.
Auch sie müssen einsehen, dass es eine 
zentrale Aufgabe von Behörden und 
Politik ist, die öffentliche Sicherheit zu 
gewährleisten. Es kann nicht sein, dass 
Menschen in unserem Land Angst
haben müssen, sich bei Dunkelheit im 
öffentlichen Raum fortzubewegen.

Unser Gespräch ist zu Ende. Soll ich 
Sie nun zum Bahnhof begleiten, da-
mit Sie sich nicht fürchten müssen?
Als Mann können Sie leicht reden. Ich 
kenne viele Frauen, die sich genau
überlegen, welchen Weg sie in der
Nacht einschlagen. Das war in der
Schweiz vor zwei, drei Jahrzehnten
noch ganz anders. Es ist höchste Zeit,
dass die Politik darauf reagiert.

Verhältnismässig: Die Durchsetzungsinitiative sei nötig und differenziert, findet SVP-Nationalrat Gregor Rutz. Das freilich sehen Vertreter aller anderen Parteien anders. Bild Anthony Anex/Keystone

«Bei uns gelten 
gewisse Regeln,
und diese gilt 
es einzuhalten»
SVP-Nationalrat Gregor Rutz verteidigt die Durchsetzungs-
initiative, über die am 28. Februar abgestimmt wird.
Wenn die Richter völlig unabhängig von Gesetzen jeden 
Einzelfall frei nach eigenem Ermessen und Gutdünken 
beurteilten, gäbe es keine Rechtssicherheit mehr, sagt er.

«Wir müssen unsere 
kulturellen und 
religiösen Werte
mit mehr 
Entschlossenheit 
verteidigen.»

«Die Richter haben 
sich in den letzten 
Jahren immer 
stärker in politische 
Bereiche 
eingemischt.»

«Staaten, die ihre 
Kriminellen nicht 
zurücknehmen,
dürfen von uns 
keine Entwicklungs- 
hilfe erhalten.»

Durchsetzungs-
initiative

Abstimmung vom 28. Februar
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